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See the notice on TED website

254728-2026 - Competition
Germany – Refuse recycling services – Übernahme, Transport und Verwertung von im Landkreis 
Bayreuth erfasstem Altpapier für die Zeit vom 01.01.2027 bis 31.12.2029
OJ S 73/2026 15/04/2026
Contract or concession notice – standard regime
Services

1. Buyer

1.1.  Buyer
Official name: Abfallwirtschaftsunternehmen Bayreuth – Land (AWB)
Email: janet.schoenknecht@lra-bt.bayern.de
Legal type of the buyer: Body governed by public law, controlled by a local authority
Activity of the contracting authority: General public services

2. Procedure

2.1.  Procedure
Title: Übernahme, Transport und Verwertung von im Landkreis Bayreuth erfasstem Altpapier 
für die Zeit vom 01.01.2027 bis 31.12.2029
Description: Übernahme, Transport und Verwertung von im Landkreis Bayreuth erfasstem 
Altpapier für die Zeit vom 01.01.2027 bis 31.12.2029
Procedure identifier: 019d2a39-0acb-43b0-8fdf-1f24af770006
Internal identifier: AWB BT/2026-01
Type of procedure: Open
The procedure is accelerated: no

2.1.1.  Purpose
Main nature of the contract: Services
Main classification (cpv): 90514000 Refuse recycling services

2.1.2.  Place of performance
Town: Bayreuth
Postcode: 95448
Country subdivision (NUTS): Bayreuth, Landkreis (DE246)
Country: Germany

2.1.4.  General information
Additional information: Mindestanforderungen an die Leistung (s. Ziff. 1.4 Teil I - 
Bewerbungsbedingungen): a) Die vom Bieter anzubietende Übernahmestelle / Umladestation 
muss sich in einem Radius von max. 15 km vom Stadtzentrum Bayreuth befinden (s. auch 
Leistungsbeschreibung Teil II). Der Bieter hat im dafür vorgesehenen Formular 8 zum Angebot 
(Angebotsvordruck, Teil IV) zu benennen, an welchem Standort sich die für die 
Leistungserbringung vorgesehene Übernahmestelle befindet, an der die Übergabe, 
Verwiegung und Umladung des Altpapiers vom Auftraggeber durch dessen Beauftragten an 
den Auftragnehmer stattfinden kann. Die Lage der Verwertungsanlagen / Papierfabriken bzw. 
Sortieranlagen wird dagegen nicht vorgegeben. b) Der Bieter/die Bietergemeinschaft bzw. der 
von ihm/ihr für diese Leistungserbringung eingesetzte Dritte hat zu Leistungsbeginn über eine 
Zertifizierung des Betriebsstandortes der Umladestation nach der EfbV für die Leistungen des 
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Lagerns von Altpapier zu verfügen bzw. (falls er schon darüber verfügt) aufrechtzuerhalten. 
Zum Leistungsbeginn hat der Auftragnehmer dem Auftraggeber unaufgefordert das 
diesbezügliche EfbV-Zertifikat für die Umladestation vorzulegen bzw. (nach seiner Wahl) 
elektronisch zu übermitteln. c) Für die Erbringung der Transportleistungen ist sicherzustellen, 
dass für diese Leistungserbringung nur Fahrzeuge eingesetzt werden, welche die 
Anforderungen der Euro-Norm 5 oder besser einhalten. Die Einhaltung der Euro-Norm 5 ist 
daher eine ausführungsbezogene Mindestbedingung, die für alle Transporte gilt. Zum 
Leistungsbeginn hat der Auftragnehmer dem Auftraggeber nach Maßgabe der Besonderen 
Vertragsbedingungen unaufgefordert nachzuweisen, dass die eingesetzten Fahrzeuge 
mindestens die Anforderungen der Euro-Norm 5 einhalten. Vorzulegen sind dann Kopien der 
Fahrzeugscheine für die einzusetzenden Kraftfahrzeuge, denen sich deren Einstufung nach 
Euro-Norm entnehmen lässt. d) Arbeiter und Arbeitnehmer, die zur Ausführung der operativen 
Leistungen an der Umladestation und/oder beim Transport des Altpapieres eingesetzt werden, 
dürfen im Auftragsfalle nicht unter den Mindestregelungen des Arbeitnehmer-
Entsendegesetzes (AEntG) bzw. des Mindestlohngesetzes (MiLoG) entlohnt werden. Es sind 
mindestens die Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen zu gewähren, insbesondere die 
Mindestlöhne zu zahlen, die durch Rechts- oder Verwaltungsvorschriften oder durch für 
allgemein verbindlich erklärte Tarifverträge im Sinne des Arbeitnehmerentsendegesetzes 
festgelegt sind. Auf Aufforderung sind von den für diese Leistungserbringung vorgesehenen 
Unternehmen entsprechende Erklärungen zu übermitteln, für die Formular 9 verwendet 
werden kann, dem sich der erforderliche Erklärungsinhalt entnehmen lässt.
Legal basis: 
Directive 2014/24/EU
vgv - Es findet ein europaweites offenes Verfahren gem. § 15 der Verordnung über die 
Vergabe öffentlicher Aufträge (Vergabeverordnung – VgV) statt.
Applicable cross-border law: Es wird eine Erklärung zu den Verbotstatbeständen nach Art. 5k 
Abs. 1 der Verordnung (EU) Nr. 833/2014) in Formular 10 (Teil V der Vergabeunterlagen) 
abgefragt.

2.1.6.  Grounds for exclusion
Sources of grounds for exclusion: Notice, Procurement Document
Participation in a criminal organisation: Zwingender Ausschlussgrund nach § 123 Abs. 1 Nr. 1 
GWB (s. Formular 1): § 129 StGB (Bildung krimineller Vereinigungen) oder § 129b StGB 
(Kriminelle und terroristische Vereinigungen im Ausland).
Terrorist offences or offences linked to terrorist activities: Zwingender Ausschlussgrund nach § 
123 Abs. 1 Nr. 1 GWB (s. Formular 1): § 129a StGB (Bildung terroristischer Vereinigungen) 
oder § 129b StGB (Kriminelle und terroristische Vereinigungen im Ausland).
Money laundering or terrorist financing: Zwingende Ausschlussgründe (s. Formular 1): § 123 
Abs. 1 Nr. 2 GWB : § 89c StGB (Terrorismusfinanzierung) oder wegen der Teilnahme an einer 
solchen Tat oder wegen der Bereitstellung oder Sammlung finanzieller Mittel in Kenntnis 
dessen, dass diese finanziellen Mittel ganz oder teilweise dazu verwendet werden oder 
verwendet werden sollen, eine Tat nach § 89a Abs. 2 Nr. 2 StGB zu begehen; § 123 Abs. 1 
Nr. 3 GWB: § 261 StGB (Geldwäsche).
Fraud: Zwingende Ausschlussgründe (s. Formular 1): § 123 Abs. 1 Nr. 4 GWB: § 263 StGB 
(Betrug), soweit sich die Straftat gegen den Haushalt der EU oder gegen Haushalte richtet, die 
von der EU oder in ihrem Auftrag verwaltet werden; § 123 Abs. 1 Nr. 5 GWB: § 264 StGB 
(Subventionsbetrug), soweit sich die Straftat gegen den Haushalt der EU oder gegen 
Haushalte richtet, die von der EU oder in ihrem Auftrag verwaltet werden.
Corruption: Zwingende Ausschlussgründe (s. Formular 1): § 123 Abs. 1 Nr. 6 GWB: § 299 
StGB (Bestechlichkeit und Bestechung im geschäftlichen Verkehr), §§ 299a und 299b StGB 
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(Bestechlichkeit und Bestechung im Gesundheitswesen); § 123 Abs. 1 Nr. 7 GWB: § 108e des 
Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und Bestechung von Mandatsträgern) oder § 108f des 
Strafgesetzbuchs (unzulässige Interessenwahrnehmung); § 123 Abs. 1 Nr. 8 GWB: den §§ 
333 und 334 des Strafgesetzbuchs (Vorteilsgewährung und Bestechung), jeweils auch in 
Verbindung mit § 335a des Strafgesetzbuchs (Ausländische und internationale Bedienstete); § 
123 Abs. 1 Nr. 9 GWB: Art. 2 § 2 des Gesetzes zur Bekämpfung internationaler Bestechung 
(Bestechung ausländischer Abgeordneter im Zusammenhang mit internationalem 
Geschäftsverkehr).
Child labour and including other forms of trafficking in human beings: Zwingender 
Ausschlussgrund nach § 123 Abs. 1 Nr. 10 GWB (s. Formular 1): den §§ 232, 232a Abs. 1 bis 
5, den §§ 232b bis 233a StGB (Menschenhandel, Zwangsprostitution, Zwangsarbeit, 
Ausbeutung der Arbeitskraft, Ausbeutung unter Ausnutzung einer Freiheitsberaubung).
Breaching obligation relating to payment of taxes: Zwingender Ausschlussgrund nach § 123 
Abs. 1 Nr. 1 liegt vor, wenn das Unternehmen seinen Verpflichtungen zur Zahlung von 
Steuern und Abgaben nicht nachgekommen ist und dies durch eine rechtskräftige gerichts- 
oder bestandskräftige Verwaltungsentscheidung festgestellt wurde oder der öffentliche 
Auftraggeber nach Nr. 2 auf sonstige geeignete Weise die Verletzung einer Verpflichtung nach 
Nr. 1 nachweisen kann. Dies gilt nicht, wenn das Unternehmen seinen Verpflichtungen 
dadurch nachgekommen ist, dass es die Zahlung vorgenommen oder es sich zur Zahlung der 
Steuern, Abgaben und Beiträge zur Sozialversicherung einschließlich Zinsen, Säumnis- und 
Strafzuschlägen verpflichtet hat (s. Formular 1). Auf die Regelung des § 123 Abs. 5 GWB wird 
Bezug genommen.
Breaching obligation relating to payment of social security contributions: Zwingender 
Ausschlussgrund nach § 123 Abs. 1 Nr. 1 liegt vor, wenn das Unternehmen seinen 
Verpflichtungen zur Zahlung von Beiträgen zur Sozialversicherung nicht nachgekommen ist 
und dies durch eine rechtskräftige gerichts- oder bestandskräftige Verwaltungsentscheidung 
festgestellt wurde oder der öffentliche Auftraggeber nach Nr. 2 auf sonstige geeignete Weise 
die Verletzung einer Verpflichtung nach Nr. 1 nachweisen kann. Dies gilt nicht, wenn das 
Unternehmen seinen Verpflichtungen dadurch nachgekommen ist, dass es die Zahlung 
vorgenommen oder es sich zur Zahlung der Steuern, Abgaben und Beiträge zur 
Sozialversicherung einschließlich Zinsen, Säumnis- und Strafzuschlägen verpflichtet hat (s. 
Formular 1). Auf die Regelung des § 123 Abs. 5 GWB wird Bezug genommen.
Breaching of obligations in the fields of environmental law: Fakultativer Ausschlussgrund 
(unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit und in ordnungsgemäßer 
Ermessensausübung) nach § 124 Abs. 1 Nr. 1 GWB: Nachweislicher Verstoß gegen geltende 
umweltrechtliche Verpflichtungen (s. Formular 2).
Breaching of obligations in the fields of social law: Fakultativer Ausschlussgrund (unter 
Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit und in ordnungsgemäßer 
Ermessensausübung) nach § 124 Abs. 1 Nr. 1 GWB: Nachweislicher Verstoß gegen geltende 
sozialrechtliche Verpflichtungen (s. Formular 2).
Breaching of obligations in the fields of labour law: Fakultativer Ausschlussgrund (unter 
Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit und in ordnungsgemäßer 
Ermessensausübung) nach § 124 Abs. 1 Nr. 1 GWB: Nachweislicher Verstoß gegen geltende 
arbeitsrechtliche Verpflichtungen (s. Formular 2).
Insolvency: Fakultativer Ausschlussgrund (unter Berücksichtigung des Grundsatzes der 
Verhältnismäßigkeit und in ordnungsgemäßer Ermessensausübung) nach § 124 Abs. 1 Nr. 2 
GWB: Zahlungsunfähigkeit des Unternehmens (s. Formular 2).
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Assets being administered by liquidator: Fakultativer Ausschlussgrund (unter Berücksichtigung 
des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit und in ordnungsgemäßer Ermessensausübung) 
nach § 124 Abs. 1 Nr. 2 GWB: Beantragung oder Eröffnung eines Insolvenzverfahrens über 
das Vermögen des Unternehmens (s. Formular 2).
Analogous situation like bankruptcy, insolvency or arrangement with creditors under national 
law: Fakultativer Ausschlussgrund (unter Berücksichtigung des Grundsatzes der 
Verhältnismäßigkeit und in ordnungsgemäßer Ermessensausübung) nach § 124 Abs. 1 Nr. 2 
GWB: Beantragung oder Eröffnung eines Insolvenzverfahrens oder eines vergleichbaren 
Verfahrens über das Vermögen des Unternehmens (s. Formular 2).
Grave professional misconduct: Fakultativer Ausschlussgrund (unter Berücksichtigung des 
Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit und in ordnungsgemäßer Ermessensausübung) nach § 
124 Abs. 1 Nr. 3 GWB: nachweisliche Begehung einer schweren Verfehlung des 
Unternehmens im Rahmen der beruflichen Tätigkeit (s. Formular 2).
Agreements with other economic operators aimed at distorting competition: Fakultativer 
Ausschlussgrund (unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit und in 
ordnungsgemäßer Ermessensausübung) nach § 124 Abs. 1 Nr. 4 GWB: Vorliegen 
hinreichender Anhaltspunkte dafür, dass das Unternehmen mit anderen Unternehmen 
Vereinbarungen getroffen oder Verhaltensweisen aufeinander abgestimmt hat, die eine 
Verhinderung, Einschränkung oder Verfälschung des Wettbewerbs bezwecken oder bewirken 
(s. Formular 2).
Conflict of interest due to its participation in the procurement procedure: Fakultativer 
Ausschlussgrund (unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit und in 
ordnungsgemäßer Ermessensausübung) nach § 124 Abs. 1 Nr. 5 GWB: Bestehen eines 
Interessenkonflikts bei der Durchführung des Vergabeverfahrens, der die Unparteilichkeit und 
Unabhängigkeit einer für den öffentlichen Auftraggeber tätigen Person bei der Durchführung 
des Vergabeverfahrens beeinträchtigen könnte und der durch andere, weniger 
einschneidende Maßnahmen nicht wirksam beseitigt werden kann (s. Formular 2).
Direct or indirect involvement in the preparation of this procurement procedure: Fakultativer 
Ausschlussgrund (unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit und in 
ordnungsgemäßer Ermessensausübung) nach § 124 Abs. 1 Nr. 6 GWB: Vorliegen einer 
Wettbewerbsverzerrung, die daraus resultiert, dass das Unternehmen bereits in die 
Vorbereitung des Vergabeverfahrens einbezogen war, und diese Wettbewerbsverzerrung 
nicht durch andere, weniger einschneidende Maßnahmen beseitigt werden kann (s. Formular 
2).
Early termination, damages, or other comparable sanctions: Fakultativer Ausschlussgrund 
(unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit und in ordnungsgemäßer 
Ermessensausübung) nach § 124 Abs. 1 Nr. 7 GWB: erhebliche oder fortdauernde mangelhaft 
Erfüllung einer wesentlichen Anforderung bei der Ausführung eines früheren öffentlichen 
Auftrags oder Konzessionsvertrags durch das Unternehmen, die zu einer vorzeitigen 
Beendigung, zu Schadensersatz oder zu einer vergleichbaren Rechtsfolge geführt hat (s. 
Formular 2).
Misrepresentation, withheld information, unable to provide required documents or obtained 
confidential information of this procedure: Fakultative Ausschlussgründe (unter 
Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit und in ordnungsgemäßer 
Ermessensausübung) nach § 124 Abs. 1 Nr. 8 GWB: Begehung einer schwerwiegenden 
Täuschung in Bezug auf Ausschlussgründe oder Eignungskriterien, Zurückhalten von 
Auskünften oder fehlende Vorlagefähigkeit der erforderlichen Nachweise; nach § 124 Abs. 1 
Nr. 9 GWB: Versuch des Unternehmens a) die Entscheidungsfindung des öffentlichen 
Auftraggebers in unzulässiger Weise zu beeinflussen, b) vertrauliche Informationen zu 
erhalten, durch die es unzulässige Vorteile beim Vergabeverfahren erlangen könnte, oder c) 
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fahrlässig oder vorsätzlich irreführende Informationen zu übermitteln, die die 
Vergabeentscheidung des öffentlichen Auftraggebers erheblich beeinflussen könnten, oder 
Versuch der Übermittlung solche Informationen (s. Formular 2).

5. Lot

5.1.  Lot: LOT-0001
Title: Übernahme, Transport und Verwertung von im Landkreis Bayreuth erfasstem Altpapier 
für die Zeit vom 01.01.2027 bis 31.12.2029
Description: Gegenstand dieses Vergabeverfahrens sind – abhängig von der Ausgestaltung 
der künftigen Abstimmungsvereinbarung des Landkreises bzw. des AWB mit den 
Systembetreibern im Sinne des VerpackG für die Zeit ab 2027 • den Betrieb einer im Radius 
von maximal 15 km vom Stadtzentrum Bayreuth gelegenen Umladestation (auch als 
Übernahmestelle bezeichnet), an der das unten näher bezeichnete im Einzugsbereich des 
Landkreises Bayreuth erfasste Altpapier vom Auftragnehmer zu übernehmen ist, • die 
Übernahme und Verwiegung des Altpapiers auf einer geeichten Fahrzeugwaage an der 
Umladestation, • ggf. die Bereitstellung und Herausgabe des auf die Systembetreiber 
entfallenden Anteils an den übernommenen Altpapiermengen, • die Bereitstellung und der 
Transport des übrigen Altpapiers (v.a. kommunales Altpapier) zu der/den vom Auftragnehmer 
benannten Verwertungsanlage(n) sowie • die dortige ordnungsgemäße und schadlose 
stoffliche Verwertung des im Auftrag des Auftraggebers übernommenen Altpapiers 
einschließlich der Entsorgung etwaiger Störstoffe und die • Mengenmeldung an 
Systembetreiber i.S. von wme-fact, jeweils in Übereinstimmung mit den jeweils geltenden 
Rechtsvorschriften und behördlichen Genehmigungen nach näherer Maßgabe der 
Leistungsbeschreibung (Teil II) und des Entsorgungsvertrages (Teil IV). Die aktuell gültige, 
gemäß § 22 Abs. 1 lt. VerpackG vereinbarte Anlage 7 zur Abstimmungsvereinbarung wurde 
zwischen Landkreis und Systembetreibern für die Jahre 2024 bis einschl. 2028 verabredet. Im 
Zusammenhang damit haben sich sämtliche Systembetreiber für eine Bereitstellung der auf 
sie entfallenden Mengen an sie entschieden. Bis einschließlich 2028 muss der künftige 
Auftragnehmer den Systemen also die auf sie jeweils entfallenden Mengen gesondert 
bereitstellen. Nicht Bestandteil der ausgeschriebenen Leistungen sind die der Übernahme 
vorgelagerten Leistungen der Sammlung und Beförderung von Altpapier aus den Blauen 
Tonnen und den Depotcontainern. Diese werden von anderen, vom Auftraggeber gesondert 
beauftragten Unternehmen durchgeführt. Ggf. wird es während der hier ausgeschrieben 
Vertragslaufzeit ab 01.07.2028 zu einem Wechsel der Unternehmen kommen, welche die 
Altpapiermengen an die vom Auftragnehmer zu betreibende Umladestation anliefern. Die 
jeweils beauftragten Unternehmen werden dem Auftragnehmer jeweils unverzüglich benannt.
Internal identifier: LOT-0001

5.1.1.  Purpose
Main nature of the contract: Services
Main classification (cpv): 90514000 Refuse recycling services
Options: 
Description of the options: Die Leistungspflichten nach diesem Vertrag beginnen am 
01.01.2027. Der Vertrag endet am 31.12.2029. Der Vertrag verlängert sich anschließend um 
jeweils zwei Jahre (max. jedoch bis zum 31.12.2033), sofern er nicht mit einer Frist von 6 
Monaten zum jeweiligen Vertragsende durch den Auftraggeber gekündigt wird. Maßgeblich für 
die fristgemäße Kündigung ist der Zugang beim Auftragnehmer. (§ 13 Absatz 1, Teil III - 
Besondere Vertragsbedingungen)
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5.1.2.  Place of performance
Town: Bayreuth
Postcode: 95448
Country subdivision (NUTS): Bayreuth, Landkreis (DE246)
Country: Germany

5.1.3.  Estimated duration
Start date: 01/01/2027
Duration end date: 31/12/2029

5.1.4.  Renewal
Maximum renewals: 2

5.1.6.  General information
Reserved participation: 
Participation is not reserved.
Procurement Project not financed with EU Funds.
The procurement is covered by the Government Procurement Agreement (GPA): yes
This procurement is also suitable for small and medium-sized enterprises (SMEs): yes
Additional information: #Besonders auch geeignet für:selbst#

5.1.7.  Strategic procurement
Aim of strategic procurement: Fulfilment of social objectives
Description: Arbeiter und Arbeitnehmer, die zur Ausführung der operativen Leistungen an der 
Umladestation und/oder beim Transport des Altpapieres eingesetzt werden, dürfen im 
Auftragsfalle nicht unter den Mindestregelungen des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes (AEntG) 
bzw. des Mindestlohngesetzes (MiLoG) entlohnt werden. Es sind mindestens die Arbeits- und 
Beschäftigungsbedingungen zu gewähren, insbesondere die Mindestlöhne zu zahlen, die 
durch Rechts- oder Verwaltungsvorschriften oder durch für allgemein verbindlich erklärte 
Tarifverträge im Sinne des Arbeitnehmerentsendegesetzes festgelegt sind. Auf Aufforderung 
sind von den für diese Leistungserbringung vorgesehenen Unternehmen entsprechende 
Erklärungen zu übermitteln, für die Formular 9 verwendet werden kann, dem sich der 
erforderliche Erklärungsinhalt entnehmen lässt.
Aim of strategic procurement: Reduction of environmental impacts
Description: Der Auftragnehmer soll die Einhaltung der Ausführungsbedingungen an die 
Schadstoffklasse der eingesetzten Transportfahrzeuge (mindestens Euro-Norm 5) 
sicherstellen.
Approach to reducing environmental impacts: Pollution prevention and control
Social objective promoted: Fair working conditions

5.1.9.  Selection criteria
Sources of selection criteria: Notice, Procurement Document
Criterion: Enrolment in a relevant professional register
Description of selection criterion: Als Nachweis der Befähigung zur Berufsausübung wird 
vorliegend die Eintragung des jeweiligen Unternehmens im einschlägigen Berufsregister für 
den Fall, dass das Unternehmen von Rechts wegen dort eingetragen werden kann, verlangt. 
Zum Beleg sind mit dem Angebot aktuelle Auszüge (max. sechs Monate alt) aus dem 
Berufsregister vorzulegen (a) für das Unternehmen des Bieters bzw. die Mitglieder einer 
Bietergemeinschaft sowie (b) für Unterauftragnehmer oder andere zur Eignungsleihe 
eingesetzte Dritte, soweit diese die Umladestation/Übernahmestelle betreiben oder 
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Transportleistungen zur Sortieranlage/Verwertungsanlage erbringen. Auf Aufforderung sind 
sie auch für die Unternehmen zu übermitteln, welche für die Sortierung bzw. Verwertung des 
Altpapiers vorgesehen sind (z.B. Papierfabriken).

Criterion: Enrolment in a trade register
Description of selection criterion: Als Nachweis der Befähigung zur Berufsausübung wird 
vorliegend die Eintragung des jeweiligen Unternehmens im einschlägigen Handelsregister für 
den Fall, dass das Unternehmen von Rechts wegen dort eingetragen werden kann, verlangt. 
Zum Beleg sind mit dem Angebot aktuelle Auszüge (max. sechs Monate alt) aus dem 
Handelsregister vorzulegen (a) für das Unternehmen des Bieters bzw. die Mitglieder einer 
Bietergemeinschaft sowie (b) für Unterauftragnehmer oder andere zur Eignungsleihe 
eingesetzte Dritte, soweit diese die Umladestation/Übernahmestelle betreiben oder 
Transportleistungen zur Sortieranlage/Verwertungsanlage erbringen. Auf Aufforderung sind 
sie auch für die Unternehmen zu übermitteln, welche für die Sortierung bzw. Verwertung des 
Altpapiers vorgesehen sind (z.B. Papierfabriken).

Criterion: Authorisation or membership of a particular organisation needed for service contracts
Description of selection criterion: Wird der Bieter / die Bietergemeinschaft nur als Vermittler 
oder Makler für die Verwertung der PPK-Abfälle tätig, müssen für die Befähigung zur 
Berufsausübung zusätzlich die Voraussetzungen des § 53 KrWG vorliegen. Erst auf 
Aufforderung der Vergabestelle ist vom Bieter bzw. der Bietergemeinschaft, der bzw. die in die 
engere Auswahl kommt, zum Nachweis eine Kopie der Anzeige nach § 53 Abs. 1 KrWG oder 
– soweit einschlägig – der Erlaubnis nach § 54 KrWG zu übermitteln.

Criterion: General yearly turnover
Description of selection criterion: Es sind Erklärungen über den Gesamtumsatz des 
Unternehmens in den letzten drei abgeschlossenen Geschäftsjahren abzugeben (2023, 2024 
und 2025), sofern das Geschäftsjahr mit dem Kalenderjahr übereinstimmt (vgl. Formular 6). 
Die Umsatzangaben sind mit dem Angebot vorzulegen (a) für den Bieter und die Mitglieder 
einer Bietergemeinschaft sowie (b) für Unterauftragnehmer/Dritter zur Eignungsleihe, welche 
Transportleistungen erbringen oder die Umladestation betreiben.

Criterion: Professional risk indemnity insurance
Description of selection criterion: Der Bieter / die Bietergemeinschaft und diejenigen 
Unternehmen, welche Transportleistungen und/oder den Betrieb der Umladestation 
übernehmen, müssen spätestens zum Leistungsbeginn über einen angemessenen 
Versicherungsschutz im Sinne einer Betriebshaftpflichtversicherung mit den folgenden 
Deckungssummen verfügen: - 1,5 Mio. € für Personen-/Sachschäden sowie - 150.000,00 € für 
Vermögensschäden (jeweils bezogen auf den Einzelfall bei zweifacher Maximierung). Die 
Anforderungen gelten auch dann als erfüllt, wenn die Betriebshaftpflichtversicherung eine 
Pauschale von mindestens 3,3 Mio. € für Personen-, Sach- oder Vermögensschäden pauschal 
für alle Schadensfälle eines Jahres umfasst. Mit dem Angebot haben der Bieter sowie 
diejenigen Unternehmen, die die Umladestation betreiben oder Transportleistungen erbringen, 
entsprechende Bestätigungen ihrer Versicherungsinstitute hochzuladen - über das Bestehen 
eines entsprechenden Versicherungsschutzes im geforderten Umfang oder - über die 
Bereitschaft zur Anpassung des Versicherungsschutzes an die geforderten Mindestsummen. 
Formulare sind hierfür nicht vorbereitet, es können Erklärungen der Versicherungsinstitute 
verwendet werden.

Criterion: Tools, plant, or technical equipment
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Description of selection criterion: Die technische Leistungsfähigkeit wird ferner beurteilt 
anhand einer Erklärung des Bieters / der Bietergemeinschaft dazu, über welche Ausstattung 
und welche technische Ausrüstung das Unternehmen für die Ausführung des Auftrags verfügt 
bzw. inwieweit es sich insoweit auf die Ausstattung und Ausrüstung Dritter im Wege der 
Eignungsleihe beruft. Im Einzelnen werden vom Bieter bzw. von der Bietergemeinschaft mit 
dem Angebot Erklärungen zu folgenden Aspekten verlangt (vgl. hierzu Formular 8). Sieht ein 
Bieter eine Sortierung in einer von der Umladestation gesonderten Sortieranlage vor, die nicht 
gleichzeitig auch die Papierfabrik ist, muss er in Formular 8 also dennoch zwingend 
mindestens eine Verwertungsanlage angeben, in der die stoffliche Verwertung des Altpapiers 
und das Ende der Abfalleigenschaft bewirkt werden. Der Bieter muss zur Darlegung seiner 
Fähigkeit, die übernommenen Altpapierabfälle zu verwerten, in Formular 8 grds. mindestens 
einen Verwertungsweg vorsehen, auf den er verlässlich zurückgreifen kann. Sollen mehrere 
Verwertungsanlagen eingesetzt werden, sollte der Bieter im Formular 8 mindestens die beiden 
Anlagen angeben, die die höchsten Teilmengen erhalten sollen. Er kann auch zwei alternative 
Verwertungswege (z.B. mit und ohne Sortierung) vorstellen, jedoch müssen dann beide im 
gegebenen Fall auch verlässlich zur Verfügung stehen. Es ist also eine gewisse Klarheit zu 
den Verwertungsmöglichkeiten, die in Formular 8 anzugeben sind, vom Bieter verlangt. Die lt. 
Formular 8 für diese Verwertungswege als Betreiber und damit als Unterauftragnehmer oder 
Dritte in Betracht kommenden Unternehmen sind in Formular 4 zu benennen, wenn keine 
Identität mit dem Bieter besteht. Für die vorgesehenen einzusetzenden Unternehmen, die im 
Auftragsfall als Unterauftragnehmer des Auftragnehmers tätig werden, sind die für 
Unterauftragnehmer erforderlichen Erklärungen zum Nichtvorliegen von Ausschlussgründen 
nach Formularen 1 und 2 grundsätzlich mit dem Angebot hochzuladen (also z.B. auch für die 
Betreiber der vorgesehenen Sortieranlage und der anvisierten Verwertungsanlage).

Criterion: References on specified services
Description of selection criterion: Der Bieter/die Bietergemeinschaft muss über Erfahrungen in 
der Erbringung der folgenden drei Leistungsbereiche verfügen oder sich insoweit auf die 
Erfahrung Dritter gem. § 37 VgV berufen können - Umschlag von Abfällen allgemein - 
Transport von Abfällen allgemein - Verwertung/Sortierung bzw. Vermarktung von Altpapier im 
kommunalen Auftrag. - Erfahrung im Umgang und in der Handhabung von wme-fact 
(Meldesystem von Verpackungspapieren an die Systembetreiber). Als Mindestanforderungen 
an die fachliche Eignung gelten insoweit, - dass der Bieter oder ein Dritter, auf den er sich 
beruft, in jedem Leistungsbereich zumindest eine Referenz aus den letzten drei Jahren 
benennen kann. Zum Nachweis verlangt die Vergabestelle mit dem Angebot die Vorlage einer 
Erklärung des Bieters bzw. der Mitglieder einer Bietergemeinschaft nach Formular 7 mit 
Angaben zu erbrachten Leistungen - des Umschlags, des Transportes von Abfällen sowie der 
Verwertung, Sortierung oder Vermarktung von Altpapier (letzteres im kommunalen Auftrag) 
und der Abrechnung nach wme-fact - jeweils in den letzten drei Jahren - mit Angaben zum 
Leistungszeitraum sowie dem Empfänger der Leistungen unter gleichzeitiger Benennung 
eines dortigen Ansprechpartners mit Telefonnummer und Mailadresse. Der Bieter erklärt sich 
mit Abgabe seiner Erklärung nach diesem Formular damit einverstanden, dass sich die 
Vergabestelle bei den dort angegebenen Auftraggebern bzw. Leistungsempfängern nach 
deren Zufriedenheit mit der Leistungserbringung durch den Bieter erkundigt. Soweit sich der 
Bieter oder die Bietergemeinschaft auf die Referenzen Dritter (z.B. Unterauftragnehmer) 
beruft, sind mit dem Angebot darüber hinaus entsprechende Erklärungen dieser Dritten nach 
Formular 7 hochzuladen. Es genügt, wenn der Bieter über Referenzen in der Verwertung oder 
der Vermarktung von Altpapier verfügt. Hat er also bereits einen Auftrag über die Verwertung 
von Altpapier erbracht, wurde das Papier dabei an einen Dritten zur Verwertung übergeben 
(vom Bieter also nur an diesen vermarktet), kann dieser Auftrag als Referenz angegeben 
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werden. Sofern der Bieter nicht selbst über solche Referenzen in der Verwertung oder 
zumindest der Vermarktung von Altpapier verfügt, kann er Referenzen dadurch belegen, dass 
er Referenzen eines Dritten, z.B. der Papierfabrik, nach Formular 7 vorlegt, aus dem 
hervorgeht, dass dieser Dritte bereits Papier verwertet oder vermarktet hat.

5.1.10.  Award criteria
Criterion: 
Type: Price
Description: Der Zuschlag wird nach Maßgabe von § 58 Abs. 1 VgV auf das wirtschaftlichste 
Angebot erteilt. Zu dessen Ermittlung wird eine Bewertung anhand eines allein zu diesen 
Zwecken ermittelten Gesamtwertungspreises vorgenommen. Dieser Gesamtwertungspreis 
setzt sich zusammen aus der Summe der im Angebot gebotenen und mit der prognostizierten 
Mengenannahme gewichteten Preise für die Übernahme, Umladung, für die Leistungen der 
Bereitstellung, des Transports und der Verwertung unter Abzug des gebotenen Erlöses. Für 
die Gewichtung werden dabei folgende Annahmen zugrunde gelegt: - die insgesamt an die 
Übernahmestelle / Umladestation angelieferte Altpapiermenge aus Blauen Tonnen und 
Containern wird grds. pro Jahr auf rund 6.300 Mg geschätzt und diese Menge als 
Gewichtungsfaktor für den „Umladepreis“ angesetzt - Es wird mit einer Bereitstellung eines 
Mengenanteiles von jeweils 35 % der Gesamtmenge an die Systembetreiber gerechnet und 
dieser für die Gewichtung des „Bereitstellungspreises“ angesetzt (also 2.205 Mg pro Jahr). - 
Für die Verwertungsmengen und den Gewichtungsfaktor für Verwertungspreis, Transportpreis 
sowie Verwertungserlöse werden daher 4.095 Mg/a angesetzt. Die so ermittelten gewichteten 
Wertungspreise (WÜ, WT, und WV) und der Wertungserlös (WE) werden für die Zwecke der 
Wertung saldiert. So wird ein Gesamtwertungspreis für die Laufzeit des Vertrages ermittelt. 
Das Angebot mit dem niedrigsten Gesamtwertungspreis gilt als das wirtschaftlichste im Sinne 
von § 127 Abs. 1 GWB. Bei Preisgleichheit entscheidet das Los zwischen den betreffenden 
Angeboten.

5.1.11.  Procurement documents
Languages in which the procurement documents are officially available: German
Address of the procurement documents: https://www.evergabe.de/unterlagen/019d2a39-0acb-
43b0-8fdf-1f24af770006/zustellweg-auswaehlen

5.1.12.  Terms of procurement
Terms of submission: 
Electronic submission: Required
Address for submission: https://www.evergabe.de/unterlagen/019d2a39-0acb-43b0-8fdf-
1f24af770006/zustellweg-auswaehlen
Languages in which tenders or requests to participate may be submitted: German
Electronic catalogue: Not allowed
Variants: Not allowed
Tenderers may submit more than one tender: Not allowed
Deadline for receipt of tenders: 20/05/2026 12:00:00 (UTC+02:00) Eastern European Time, 
Central European Summer Time
Duration during which the tender must remain valid: 104 Days
Information that can be supplemented after the submission deadline: 
At the discretion of the buyer, all missing tenderer-related documents may be submitted later.
Additional information: Die Nachforderung von Unterlagen richtet sich nach § 56 VgV. Der 
Aufraggeber wird nach pflichtgemäßem Ermessen von den danach bestehenden 
Möglichkeiten der Nachforderung Gebrauch machen. Im wohlverstandenen Eigeninteresse 
sollten die Bieter alle Unterlagen mit dem Angebot einreichen, nur dann können sie sicher 

https://www.evergabe.de/unterlagen/019d2a39-0acb-43b0-8fdf-1f24af770006/zustellweg-auswaehlen
https://www.evergabe.de/unterlagen/019d2a39-0acb-43b0-8fdf-1f24af770006/zustellweg-auswaehlen
https://www.evergabe.de/unterlagen/019d2a39-0acb-43b0-8fdf-1f24af770006/zustellweg-auswaehlen
https://www.evergabe.de/unterlagen/019d2a39-0acb-43b0-8fdf-1f24af770006/zustellweg-auswaehlen
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sein, dass das Angebot nicht wegen fehlender Nachweise von der weiteren Wertung 
ausgeschlossen wird.
Information about public opening: 
Opening date: 20/05/2026 12:01:00 (UTC+02:00) Eastern European Time, Central European 
Summer Time
Terms of contract: 
The execution of the contract must be performed within the framework of sheltered 
employment programmes: No
Electronic invoicing: Allowed
Electronic ordering will be used: yes
Electronic payment will be used: yes

5.1.15.  Techniques
Framework agreement: 
No framework agreement
Information about the dynamic purchasing system: 
No dynamic purchase system

5.1.16.  Further information, mediation and review
Review organisation: Regierung von Mittelfranken, Vergabekammer Nordbayern
Information about review deadlines: Bitte beachten Sie für die Zulässigkeit eines 
Nachprüfungsantrages die Voraussetzungen insbesondere des § 160 GWB. Insofern weisen 
wir insbesondere darauf hin, • dass ein Antrag nach § 160 Abs. 3 GWB bei der 
Vergabekammer unzulässig ist, sofern der geltend gemachte Verstoß gegen 
Vergabevorschriften vor Einreichen des Nachprüfungsantrages erkannt und bei der 
Vergabestelle nicht innerhalb einer Frist von zehn Kalendertagen gerügt wurde; ebenso, wenn 
mehr als 15 Kalendertage nach Eingang der Mitteilung des Auftraggebers, einer Rüge nicht 
abhelfen zu wollen, vergangen sind; • dass das Verfahren vor der Vergabekammer für die 
unterliegende Partei kostenpflichtig ist; • dass der Bieter wegen der Möglichkeit der 
Durchführung eines Nachprüfungsverfahrens mit Akteneinsichtsrechten aller Beteiligten nach 
§ 165 Abs. 1 GWB damit rechnen muss, dass sein Angebot von den Beteiligten bei der 
Vergabekammer eingesehen wird. Daher liegt es in seinem Interesse, schon in seinen 
Angebotsunterlagen auf wichtige Gründe, die die Vergabekammer nach § 165 Abs. 2 GWB 
veranlassen können, die Einsicht in die Akte zu versagen, hinzuweisen und diese in seinen 
Angebotsunterlagen entsprechend kenntlich zu machen (Geheimnisse, insbesondere 
Fabrikations-, Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse). Zur Durchsetzung seiner Rechte muss 
sich der Bieter in einem solchen Fall an die Vergabekammer wenden.
Organisation providing additional information about the procurement procedure: 
Abfallwirtschaftsunternehmen Bayreuth – Land (AWB)
Organisation providing offline access to the procurement documents: 
Abfallwirtschaftsunternehmen Bayreuth – Land (AWB)

8. Organisations

8.1.  ORG-0001
Official name: Abfallwirtschaftsunternehmen Bayreuth – Land (AWB)
Registration number: -
Postal address: Markgrafenallee 5
Town: Bayreuth
Postcode: 95448
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Country subdivision (NUTS): Bayreuth, Landkreis (DE246)
Country: Germany
Contact point: Janet Schönknecht
Email: janet.schoenknecht@lra-bt.bayern.de
Telephone: +49921728402
Fax: +4992171888402
Internet address: www.landkreis-bayreuth.de
Roles of this organisation: 
Buyer
Organisation providing additional information about the procurement procedure
Organisation providing offline access to the procurement documents

8.1.  ORG-0002
Official name: Regierung von Mittelfranken, Vergabekammer Nordbayern
Registration number: -
Postal address: Pstfach 606
Town: Ansbach
Postcode: 91511
Country subdivision (NUTS): Ansbach, Kreisfreie Stadt (DE251)
Country: Germany
Email: vergabekammer.nordbayern@reg-mfr.bayern.de
Telephone: +49981531277
Fax: +49981531837
Roles of this organisation: 
Review organisation

8.1.  ORG-0003
Official name: Datenservice Öffentlicher Einkauf (in Verantwortung des Beschaffungsamts des 
BMI)
Registration number: 0204:994-DOEVD-83
Town: Bonn
Postcode: 53119
Country subdivision (NUTS): Bonn, Kreisfreie Stadt (DEA22)
Country: Germany
Email: noreply.esender_hub@bescha.bund.de
Telephone: +49228996100
Roles of this organisation: 
TED eSender

Notice information

Notice identifier/version: 019d2a3a-d708-45dc-be0d-1ccfe3e23e76  -  01
Form type: Competition
Notice type: Contract or concession notice – standard regime
Notice subtype: 16
Notice dispatch date: 13/04/2026 19:01:22 (UTC+02:00) Eastern European Time, Central 
European Summer Time
Languages in which this notice is officially available: German
Notice publication number: 254728-2026
OJ S issue number: 73/2026

mailto:janet.schoenknecht@lra-bt.bayern.de
http://www.landkreis-bayreuth.de
mailto:vergabekammer.nordbayern@reg-mfr.bayern.de
mailto:noreply.esender_hub@bescha.bund.de
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